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Karas, Kern und Lunacek präsentierten EU-Reform
Zukunftskonferenz. Von europaweiten Volksabstimmungen, einer EU-weiten Kerosinsteuer bis hin zu Fixpreisen für
knappe Rohstoffe: Eine parteiübergreifende Initiative fordert eine deutlich gestärkte und ausgeweitete EU.

VON WOLFGANG BÖHM

Wien. Es sind keine radikalen Ein-
zelvorschläge, aber sie haben in
Summe das Potenzial für große
Umbrüche in der Europäischen
Union. Am Montag hat das von
Othmar Karas (ÖVP) gegründete
BürgerInnenforum seine Vorschlä-
ge für die EU-Zukunftskonferenz
vorgelegt. Parallel zur Bundesre-
gierung hat die parteiübergreifen-
de Initiative, an der Ulrike Lunacek
(Grüne) und Christian Kern (SPÖ)
ebenso beteiligt sind wie zahlrei-
che österreichische Experten aus
Think Tanks, Wirtschaft und Ver-
waltung, ein Programm an Forde-
rungen für eine EU-Reform erar-
beitet. Es wurde bei 25 Bürgerdia-
logen in allen neun Bundeslän-
dern diskutiert und von fünf Ex-
pertenbeiräten konkretisiert.

Das Ergebnis ist ein Paket an
Maßnahmen, das eine klare Rich-
tung zeigt: Die EU soll durch neue
Kompetenzen gestärkt und ihr

Einflussbereich ausgeweitet wer-
den. Das begrifft nicht nur – wie
bei den von den EU-Institutionen
durchgeführten Bürgerdialogen –
die gemeinsame Außenpolitik,
sondern hier auch Steuerpolitik,
Gesundheitspolitik und etwa die
Rohstoffpolitik.

Um die wichtigsten Herausfor-
derungen einer durch Pandemie,
Krieg und Krisen veränderten glo-
balen Lage zu meistern, schlagen
die Teilnehmer mehr statt weniger
Europa vor. Hier ein kurzer Über-
blick über einige der Vorschläge:

A Einführung von EU-weiten
Volksabstimmungen

A Vollständiges Initiativrecht und
vollständige Budgethoheit für das
EU-Parlament

A Die EU-Beistandspflicht mit
Blick auf die Kooperation zwi-
schen bündnisfreien EU-Mitglie-
dern und EU-Staaten, die auch der

Nato angehören, soll konkretisiert
werden.

A Die Ukraine soll den Status eines
Beitrittskandidaten erhalten. Mit
Albanien und Nordmazedonien
sollen Beitrittsverhandlungen auf-
genommenwerden.

A Abschaffung der Einstimmigkeit
in Bereichen der Steuerpolitik

A Einrichtung einer EU-Aufsicht
für Versicherungen und Wertpa-
piere sowie einer zentralen euro-
päischen Geldwäscheaufsicht

A Abschaffung des Einstimmig-
keitsprinzips im Sozialbereich und
Ausweitung der EU-Kompetenzen
im Bereich soziale Sicherheit

A Schaffung einer Konjunktur-
reserve im EU-Haushalt, um bei
allgemeinen oder regionalen Kon-
junktureinbrüchen gegensteuern
zu können

A Einführung von europäischen
Kollektivverträgen und standardi-
sierten Kriterien für Mindestlöhne

A Dotierung eines Fonds für Lang-
zeitpflege

A EU-weite Kerosinsteuer auf fos-
sile Energieträger und gemein-
same Sozialstandards für Beschäf-
tigte im Bereich Luftfahrt

A Bepreisung von knappen Roh-
stoffen zur Marktsteuerung und
Grenzbesteuerung für knappe Res-
sourcen

A Europaweite Ausbildungsoffensi-
ve für Fachkräfte im IT-Bereich

A Neubelebung der Welthandels-
organisation WTO, um Klimadum-
ping den Nährboden zu entziehen,
sowie die Nutzung bilateraler Han-
delsverträge als wichtigstes Instru-
ment, um den Pariser Klimavertrag
mit Leben zu erfüllen.

NACHRICHTEN

ÖAMTC-Anfrage wegen
Ungarns Benzinpreis
Der ÖAMTC hat sich mit einer
Anfrage an die EU-Kommission
gewandt. Grund ist die Einfüh-
rung eines Benzinpreisauf-
schlags für Ausländer in Un-
garn. Die EU-Binnenmarktre-
geln sehen ein Diskriminie-
rungsverbot für Bürger aus an-
deren EU-Staaten vor. Der
ÖAMTC will wissen, ob der
Aufschlag im Nachbarland mit
EU-Recht vereinbar ist.

ManfredWeber vor
Wahl zum EVP-Chef
Der CSU-Politiker und Vorsit-
zende der größten Fraktion im
EU-Parlament, Manfred Weber,
dürfte kommende Woche zum
Vorsitzenden der Europäischen
Volkspartei (EVP) gewählt wer-
den. Es gibt keinen Gegenkan-
didaten. Weber wird damit dem
Polen Donald Tusk folgen. Die
EVP ist die christdemokratische
Parteienfamilie, der auch die
ÖVP angehört.

In Ungarn gibt es zivilgesellschaftlichen Protest gegen Orbáns Nähe zum Kreml. Das ändert aber die Linie der Regierung nicht. [ Imago ]

Russisches Billiggas statt Sanktionen
Serbien. EU-Anwärter einigt sich mit Moskau auf Energielieferungen zum Sonderpreis.

Von unserem Korrespondenten
THOMAS ROSER

Belgrad. In einem Lager mit staatli-
chen Lebensmittelreserven ver-
kündete Serbiens allmächtiger
Landesvater Aleksandar Vučić sei-
nen Landsleuten am Wochenende
vor einer Palette mit weißen Boh-
nen die frohe Botschaft: „Wir wer-
den einen sicheren Winter haben“,
versicherte der Staatschef nach
seinem Telefonat mit seinem rus-
sischen Amtskollegen Wladimir
Putin. Der mit dem Kreml-Chef
vereinbarte Gaspreis für die nächs-
ten drei Jahre werde „sehr günstig“
ausfallen: „Im Winter werden wir
zehn bis zwölfmal weniger bezah-
len als die anderen in Europa.“

Statt sich wie von Brüssel ge-
fordert den EU-Sanktionen gegen
Russland anzuschließen, laviert
der EU-Anwärter weiter zwischen
Ost und West – und führt die EU-

Partner bewusst vor. Die Vereinba-
rung mit Putin zeige, wie die Ent-
scheidung Serbiens geschätzt wer-
de, „an der antirussischen Hysterie
nicht teilzunehmen“, jubilierte In-
nenminister Aleksandar Vulin und
gratulierte seinem Präsidenten zu
dem „Mut, allem Druck standzu-
halten“: „Vučić ist der letzte freie
Leader in Europa. Ohne ihn würde
Serbien auf den Knien liegen.“

Freudig stimmt auch die von
der Regierung kontrollierte Boule-
vardpresse in den Jubelchor über
das Gasabkommen mit Moskau
auf dem Höhepunkt des Ukraine-
Kriegs ein. „Serbien wird nicht
frieren!“, titelte zu Wochenbeginn
„Alo!“. Serbien erhalte „den ge-
ringsten Gaspreis in Europa“, ver-
meldete freudig der „Informer“.
„Sicherheit!“, verkündete erleich-
tert der „Kurir“. Skeptischer be-
wertete hingegen die unabhängige
Zeitung „Danas“ den Deal mit dem

Kreml-Chef. „Was fordert Putin im
Gegenzug von Vučić?“, fragt sich
das Blatt.

Schon seit Jahren ermahnt
Brüssel den EU-Beitrittskandida-
ten, seine Außenpolitik endlich an
die der EU anzupassen. Umge-
kehrt hält der EU-Anwärter selbst
im Ukraine-Krieg an seinem wi-
dersprüchlichen Seiltanz zwischen
Ost und West fest. Einerseits hat
Serbien für alle UN-Erklärungen
zur Verurteilung der Invasion ge-
stimmt – und trägt auch die EU-
Sanktionen gegen Belarus mit. An-
dererseits lehnt Serbien Sanktio-
nen gegen Russland weiter ab.

Noch bevor der deutsche Bun-
deskanzler, Olaf Scholz, bei seiner
für 10. Juni geplanten Serbien-Vi-
site seinen Gastgebern erneut die
Sanktionsleviten lesen kann, wird
am 7. Juni der russische Außenmi-
nister, Sergej Lawrow, in Belgrad
erwartet.

Viktor Orbán
zeigt der EU ihre
Grenzen auf
Europäischer Rat. Ausnahme von Pipeline-Öl
soll Blamage bei Kreml-Sanktionen abwenden.

Von unserem Korrespondenten
OLIVER GRIMM

Brüssel. Nach fast einem Monat zu-
sehends angespannter Verhand-
lungen über einen EU-Boykott rus-
sischen Erdöls hat Ungarns Minis-
terpräsident, Viktor Orbán, genau
das erreicht, was er von Anfang an
wollte: eine zeitlich vorerst unbe-
grenzte Ausnahme für jene Liefe-
rungen aus Russland, die Ungarn
durch die Druschba-Pipeline er-
hält. „Der Europäische Rat stimmt
darin überein, dass das sechste
Sanktionenpaket gegen Russland
Rohöl und Raffinerieprodukte er-
fassen wird, die von Russland in
die Mitgliedstaaten geliefert wer-
den, mit einer zeitweiligen Aus-
nahme für Rohöl, das via Pipeline
geliefert wird“, heißt es in dem ak-
tuellesten Entwurf der Schlussfol-

gerungen der 27 Staats- und Regie-
rungschefs vor Beginn ihres Son-
dertreffens amMontag in Brüssel.

Ob diese Extrawurst ausreicht,
um Orbán von seiner Vetodrohung
abzubringen, war vor Beginn des
Gipfeltreffens, das bis spät in die
Nacht dauerte, offen. Ursula von
der Leyen, die Präsidentin der Eu-
ropäischen Kommission, betrieb
bei ihrem Eintreffen im Ratsgebäu-
de Erwartungsmanagement: „Ich
habe keine zu hohen Erwartungen,
dass wir das in den nächsten 48
Stunden lösen werden, dafür aber
danach.“ Orbán selbst erklärte
ausweichend, zur Unterstützung
des Sanktionspakets bereit zu sein,
„wenn es eine Lösung für die Ener-
gieprobleme Ungarns gibt“.

Zweifel waren angebracht,
denn Orbán forderte zusätzlich 700
bis 800 Millionen Euro aus dem

EU-Budget, um die Kosten für den
Anschluss Ungarns an das beste-
hende Pipelinesystem von der
kroatischen Insel Krk sowie die
technische Umstellung der ungari-
schen Raffinerien von russischem
Rohöl auf solches aus anderen

Quellen zu bezahlen. Darüber hi-
naus warf er zwischenzeitlich auch
15 bis 18 Milliarden Euro von der
EU ins Spiel, um eine komplette
Umstellung der ungarischen Ener-
giewirtschaft zu finanzieren. Dieser
Betrag ist illusorisch. Zum Ver-
gleich: Aus dem EU-Wiederaufbau-
fonds stünden Ungarn 7,2 Milliar-
den zu, die EU-Kommission gibt
sie jedoch wegen der grassieren-
den, bis in die private Entourage
Orbáns reichenden politischen
Korruption im Land nicht frei.

Gasembargo ist illusorisch
Selbst wenn sich während des Eu-
ropäischen Rats oder in den Tagen
danach Orbáns Widerstand mit
weiteren Zugeständnissen und
Geld überwinden lassen sollte, ist
eines nun klar ersichtlich: Die Be-
reitschaft der Union, sich vom Im-
port russischer fossiler Energieträ-
ger freizuspielen, um dem Kreml
die finanziellen Mittel für seine
Kriegsführung abzuschneiden, ist
erschöpft. Ein Boykott russischen
Erdgases, wie ihn die ukrainische
Führung und mehrere osteuropäi-
sche EU-Mitgliedstaaten, allen vor
an Polen und die drei baltischen
Republiken Estland, Lettland und
Litauen fordern, ist nicht umsetz-
bar. „Das wird noch viel schwieri-
ger, und darum sollten wir sehr,
sehr vorsichtig sein, wenn wir die-
se Diskussion lancieren“, sagte ein
europäischer Diplomat am Sonn-
tagabend gegenüber Journalisten

zur Frage eines EU-Gasembargos.
Denn es setzt sich immer klarer die
Einsicht durch, dass selbst das von
der Kommission vorgeschlagene
mittelfristige Ziel, bis zum Jahr
2027 keine russischen Energieträ-
ger mehr zu kaufen, unerreichbar
sein dürfte. „Ich glaube nicht, dass
das realistisch ist“, sagte der Diplo-
mat. Im eingangs erwähnten Letzt-
entwurf der Schlussfolgerungen
der 27 EU-Chefs findet sich, wie
schon beim vorherigen Europäi-
schen Rat im März, nur der unbe-
stimmte Verweis darauf, „so bald
wie möglich“ von Öl, Gas und
Kohle aus Russland unabhängig
werden zu wollen.

Nehammer unterstützt Ungarn
Zugleich wird aber auch die Kritik
an von der Leyens Embargovor-
schlag lauter. Österreichs Bundes-
kanzler, Karl Nehammer (ÖVP),
sieht die Verantwortung für die
hitzige Debatte bei der Behörde.
„Ich bin sehr erstaunt darüber,
welchen Weg die EU-Kommission
gewählt hat, dieses schwierige
Thema für den Rat vorzubereiten“,
sagte Nehammer vor Beginn des
Gipfels. Normalerweise verhandle
man mit den Gesprächspartnern,
bevor man ein Ergebnis verkünde:
„Es wird jetzt auf großer Bühne die
Diskussion geführt.“ Für Ungarn
zeigte der Kanzler Verständnis:
Dass Ungarn Kompensationen for-
dere, „diesen Weg unterstützt Ös-
terreich“.


